
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

Liebe Kollegin, lieber Kollege,  

ich mache mir ernste Sorgen um die Kostenlawine, die sich vor den Verbraucher*innen und damit auch vor 
unseren Mitgliedern immer weiter auftürmt. Ohne 9 Euro-Ticket bei wieder steigenden Spritpreisen ist der 
Weg zur Arbeit für viele schon Mitte des Monats kaum noch bezahlbar. Um die Wohnung zu heizen, zahlen 
wir doppelt, dreifach und manche sogar fünf Mal so viel wie vor einem Jahr – und wer dann am Essen 
sparen muss, muss sich vielleicht statt frischen Tomaten Tomatenmark aus der Tube kaufen, weil es billiger 
ist. Wie soll man das alles bezahlen – als Familie mit einem normalen Einkommen, als Minijobber mit 
Kindern, alleinerziehend, in Ausbildung, als aufstockende Rentnerin oder Niedriglohn-Arbeitnehmer? 

Für andere wäre die Antwort sehr einfach. Viele Menschen in diesem Land merken überhaupt nicht, wenn 
die Kosten des täglichen Lebens explodieren: Die Vermögensmilliardäre, die Einkommensmillionäre, die 
Erben und Erbinnen dieser Millionenvermögen, die Eigner der Energiekonzerne mit extremen Gewinnen 
und ohne Übergewinnsteuer, die mehrfachen Hausbesitzer, die schwerreichen Aktienbesitzer, die Inhaber 
florierender Unternehmen, sehr gut verdienende Paare ohne Kinder. Sie alle können mehr schultern und 
viel von dem geben, was sie gar nicht mehr ausgeben können, weil sie eh schon alles haben. Nicht 
vergessen: Wir sind ein sehr reiches Land, in dem der Reichtum aber extrem ungerecht verteilt ist. Das 
reichste Prozent in diesem Land besitzt 35 Prozent des privaten Vermögens. 

Die ärmsten 40 Prozent der Bevölkerung haben hingegen fast kein Vermögen. Der Grund für diese extreme 
Ungleichheit ist einfach zu finden. „Es gibt fast kein anderes Industrieland, das Vermögen so gering und 
Einkommen aus Arbeit so hoch besteuert wie Deutschland“, sagt der Präsident des Deutschen Instituts für 
Wirtschafsforschung, Marcel Fratzscher. Die Antwort wäre also auch relativ einfach: Wir besteuern die 
Vermögen und entlasten die Arbeitseinkommen.  

Doch da wird es kompliziert, leider. Denn bisher schafft es das eine Prozent immer wieder, sich gegen die 
40 Prozent durchzusetzen, seit vielen Jahren schon. Daher wird uns als Mehrheit der Nicht-Vermögenden 
nichts anderes übrig bleiben, als uns der Minderheit der sehr Reichen kräftig entgegenzustemmen und 
ihren gerechten Beitrag für die Gesellschaft einzufordern.  

In diesem Sinne wird sich ver.di Berlin-Brandenburg in den kommenden Monaten stark machen für eine 
Umverteilung der Lasten hin zu denen, die sie tragen können – in Gesprächen und Diskussionsrunden mit 
den Entscheiderinnen und Entscheidern in Berlin und Brandenburg, aber auch auf der Straße, gemeinsam 
mit Euch. Dafür brauchen wir jede und jeden.  

In diesem Sinne: Viel Spaß beim Lesen unseres neuen Newsletters. Wir erreichen viel, jetzt müssen wir aber 
noch viel mehr bewegen.  

Ich grüße Euch herzlich 

Euer Frank  
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Aktuelles aus den Fachbereichen 

 

Fachbereich A – Finanzdienste, Kommunikation, Technologie, Kultur, Ver- und Entsorgung 

 

TVÖD-Runde bei der BSR läuft an 

Ver.di hat bei der Berliner Stadtreinigung (BSR) mit den Vorbereitungen der kommenden Tarifrunde 
Öffentlicher Dienst begonnen. Die BSR mit ihren 6.000 Beschäftigten ist als größter kommunaler Entsorger 
des Landes ein zentraler Kampfbetrieb im TVÖD-Gefüge. Um diesen Betrieb für das große Ziel 
Inflationsausgleich gefechtsklar zu machen, haben die ver.di-Aktiven schon im Juni die innerbetriebliche 
Vorbereitung der TVÖD-Kampagne gestartet. Den Ende Juni in Saalfeld entworfenen Kampagnenplan 
setzen die Vertrauensleute jetzt 
Schritt für Schritt um.  

Seit Anfang Juli haben sich die 
Kolleginnen und Kollegen auf allen 
Liegenschaften in großen 
Versammlungen informiert und die 
Forderungsdiskussion gestartet. Der 
Rücklauf ist mit 1.500 Fragebögen 
drei Wochen vor Abschluss der 
Forderungsfindung sehr gut, die 
Streikbereitschaft ist ebenso hoch 
wie die Erwartungen an die 
Tarifrunde.  

Ver.di geht auch hier neue Wege 
und baut als Unterstützung für die 
Vertrauensleute über die 
Forderungsfindung eine Streikdelegiertenstruktur auf. Sie orientiert sich an der Teamdelegiertenstruktur, 
mit der die Krankenhausbewegungen in Berlin und Nordrhein-Westfalen erfolgreich ihre lange 
Streikbewegung durchgezogen hat. Auch bei der BSR wollen sich erfreulich viele Kolleginnen und Kollegen 
engagieren. 

Um aus der Unterstützung für die kommende harte Tarifauseinandersetzung langfristig bessere 
Basisstrukturen zu schaffen, finanziert der Fachbereich A Berlin-Brandenburg mit Unterstützung der 
Bundesebene ein Organizing-Projekt für die Tarifrunde. Ab 1. Oktober unterstützt das Organizer-Team die 
Gewerkschaftssekretär*innen und ver.di-Aktiven der BSR. Die gemeinsame Arbeit mit den Streikdelegierten 
soll kurzfristig eine massive Streikführung in der BSR möglich machen und langfristig die ver.di-Strukturen 
stärken. So sollen Streikdelegierte zu Vertrauensleuten werden und die vielen Neubeschäftigten bei der 
BSR sich erstmalig mit der gewerkschaftlichen Idee vertraut machen.  

Erste Nagelprobe für das Projekt wird die ab Mitte Oktober anstehende Mehrheitspetition. Hier ist das Ziel, 
die Mehrheit der BSR-Beschäftigten per Unterschrift hinter der dann aufgestellten Streikforderung zu 
versammeln und damit ein Signal der Kampfbereitschaft an die Arbeitgebervertreter zu senden. 

 

 

 

 

  



 

Fachbereich C – Bildung, Forschung und Wissenschaft, Gesundheit und Soziales 

 

Deutliche Verbesserungen für VHS Dozent*innen seit dem 1.8.2022 – sowohl in der Vergütung als auch in 
der sozialen Absicherung 

Ziel unserer Bemühungen in der Vergangenheit war eine tarifvertragliche Regelung für die Kolleg*innen. 
Der Senat vertrat die Auffassung, dass ein Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Dozent*innen nicht 
möglich sei, weil die Arbeitgeberorganisation Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) dies dem Berliner 
Senat 2017 verweigert hatte. Deshalb haben wir eine Rahmenvereinbarung mit dem Land Berlin für die VHS 
Berlin in 2022 durchgesetzt. Zum 1.8.2022 trat die neue Ausführungsvorschrift für die Honorare der VHS in 
Kraft, die als Gesamtpaket deutliche Verbesserungen in der Vergütung und der sozialen Absicherung 
enthält.  

 

Tarifverhandlungen im Sana-Konzern 

Aktuell laufen die Tarifverhandlungen zum Konzerntarifvertrag Sana. Aus unserem Landesbezirk sind Berlin 
Lichtenberg, Sommerfeld, Cottbus und Templin (Anwendungs-TV) mit dabei. Nach der zweiten 
Verhandlungsrunde war klar: Sana will 2023 ausschließlich Beschäftigten in der Pflege mehr zahlen. Das 
führt zu Wut in der Belegschaft bundesweit – unsere Antwort ist Solidarität und auf einen heißen Herbst 
einstellen…  

 

Der Herbst könnte heiß werden  für Sana, Foto: André Richter 

Beschäftigte in allen Kliniken sammeln seit mehreren Wochen Unterschriften für ein deutlich verbessertes 
Angebot und positionieren sich klar: Wir lassen uns nicht spalten! Dir nächste Tarifverhandlung ist am 28. 
September.  

 

Tarifabschluss am Paulinen-Krankenhaus TVöD Niveau  

Am Paulinenkrankenhaus, einer spezialisierten Herzklinik im Westend, konnten Beschäftigte und ver.di den 
Haustarif erfolgreich an das Niveau des Tarifvertrages Öffentlicher Dienst anschließen – Tabellen wie im 
TVöD, Zulagen mit leichten Abweichungen in der Systematik ebenfalls auf TVöD-Niveau. Für medizinische 
Fachangestellte und medizinisch-technische Angestellte haben wir die Möglichkeit einer Höhergruppierung 
eröffnet. Was noch fehlt, ist die betriebliche Altersversorgung analog zur VBL sowie eine dynamische 
Anbindung an den TVöD, damit nicht immer wieder ein Rückstand entstehen kann. Der Tarifvertrag hat 

eine Laufzeit bis April 2023.  

https://www.vhs-tarifvertrag.de/wordpress/?page_id=282


 

 

Yippie: 100% TVöD am Ida-Wolff-Krankenhaus! 

Das Ida-Wolff-Krankenhaus ist eine Tochtergesellschaft des kommunalen Berliner 
Krankenhausunternehmens Vivantes. Seit Jahren haben die Kolleginnen und Kollegen dort die Angleichung 
ihrer Entgelte und sonstigen Arbeitsbedingungen an das Mutterunternehmen gefordert. Mit dem 
Rückenwind und der Streikerfahrung aus der Berliner Krankenhausbewegung, einem super 
Organisationsgrad sowie einer Mehrheitspetition der Beschäftigten ist es jetzt gelungen: Ein 
Anwendungstarifvertrag zum TVöD inclusive aller seiner Bestandteile, wie sie bei Vivantes gelebt werden, 
konnten die Kolleg*innen gemeinsam mit ver.di durchsetzen. Zusätzlich gibt es für die Monate seit 
Jahresbeginn bis zum 1.7. rückwirkend 1.000 EUR Corona-Prämie für Vollzeitbeschäftigte.  

 

 

Sehr erfolgreiche Kolleg*innen am Ida Wolff-Krankenhaus, Foto: Max Manzey 

 

 

ver.di-Bezirk Berlin 

 

Causa Schlesinger: Abfindungen wären nicht vermittelbar 

Die Abberufung der rbb-Intendantin Patricia Schlesinger durch den rbb-Rundfunkrat war alternativlos. Zu 
groß sei der politische Schaden, den die ehemalige Intendantin angerichtet habe, sagte Andrea 

Kühnemann, die stellvertretende Leiterin des ver.di-Landesbezirks Berlin-Brandenburg, 



 

in einer Presseerklärung. Noch sei der Fall Schlesinger allerdings nicht beendet. Am 30. August 2022 tagt 
der rbb-Verwaltungsrat, um dem Vernehmen nach über Vertragsmodalitäten zu beraten. „Es wäre 
allerdings nicht vermittelbar, wenn zum Beispiel die Zahlung von Abfindungen vereinbart würde. Wir 
erwarten, dass das offensichtliche Fehlverhalten der Intendantin auch entsprechende Konsequenzen hat“, 
so Andrea Kühnemann. 

Aus ver.di-Sicht ist jetzt ein Gebot der Stunde, dass sich die politisch Verantwortlichen in Berlin und 
Brandenburg mit der schwierigen Situation im rbb auseinandersetzen und die richtigen Schritte einleiten, 
um die Arbeitsmöglichkeiten der rbb-Kontroll-Gremien zu verbessern.  

Klar ist: Wir brauchen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk und seine kritische und unabhängige 
Berichterstattung. Berlin und Brandenburg brauchen eine eigene, unabhängige und stabile 
Landesrundfunkanstalt. Das System hat sich bewährt und muss jetzt vor den Kräften geschützt werden, die 
ARD und ZDF schon immer zerschlagen wollen. 

  

Tarifauseinandersetzung im öffentlichen Dienst 

 Seit Mitte Juli liegen die Änderungstarifverträge für das Tarifrecht der Länder vor. Sie werden wie üblich in 
einem TS berichtet erläutert, das im ver.di-Mitgliedernetz zum Download eingestellt ist.  

Betroffen sind die Mitglieder in den Senatsverwaltungen und Bezirksämtern Berlins, den Universitäten, der 
Brandenburger Landesverwaltungen und einige Bereiche, die in ihren Haustarifverträgen auf das Tarifrecht 
der Länder verweisen. Im Mitgliedernetz finden sich auch die aktuellen Tabellen. 

Der Abschluss für den kommunalen Sozial- und Erziehungsdienst (TVöD) war im Mai dieses Jahres. Zurzeit 
geht es um die genaue Formulierung der Änderungstarifverträge. Entwürfe der Arbeitgeber liegen vor, aber 
hier sind etliche Details noch nicht so, wie wir uns das vorstellen. Das betrifft vor allem unsere Mitglieder in 
den öffentlichen Kitas, in den Jugendämtern in Brandenburg, in Berlin im Studentenwerk sowie einige 
Erzieher- und Sozialarbeiter*innen in den kommunalen Krankenhäusern. 

Seit April laufen auch die Vorbereitungen für die nächste kommunale Tarifrunde. In Berlin betrifft das die 
Krankenhäuser Charité und Vivantes, die Berliner Stadtreinigung, die Berliner Wasserbetriebe, die 
Potsdamer Stadtreinigung, die Beschäftigten der Bundesverwaltungen, Kommunen und Landkreise in 
Brandenburg sowie damit zusammenhängend die Mitglieder bei Arbeitsagenturen und 
Rentenversicherungen. Zurzeit sucht ver.di Aktive, die sich als Tarifbotschafter*innen besonders 
engagieren wollen. Es läuft auch schon eine elektronische Umfrage zu den Forderungen. Die 
Bundestarifkommission wird am 11. Oktober die Forderungen beschließen. Bezirke und Landesbezirke 
beraten ab der letzten Septemberwoche über ihre Empfehlungen.  

Wenn diese Tarifrunde zu den notwendigen Lohnsteigerungen führen soll, die wir angesichts der aktuellen 
Inflation haben müssen, brauchen wir für diese Tarifrunde jede und jeden – auch die, die noch kein 
Mitglied sind, es aber gerne werden können. Viele weitere Informationen finden sich hier. 

In Berlin und Brandenburg sind nach dem Forderungsbeschluss Auftaktveranstaltungen geplant. Jetzt gibt 
es schon zahlreiche Veranstaltungsangebote sowie für die Tarifbotschafter*innen Einiges im Onlineformat.  

  

Personengruppen 

 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 

Im Herbst wählt ver.di die noch fehlenden Frauenräte auf Bezirksebene, landesbezirklicher Ebene für Berlin 
und Brandenburg, in den Fachbereichen und für den gesamten Landesbezirk. Die Frauen in ver.di sind in 
allen Gremien und dort, wo es um Entsendungen geht, mit der Mindestquote entsprechend ihrem Anteil 
unter den Mitgliedern zu berücksichtigen. Zusätzlich gibt es Frauenstrukturen wie Frauenvorstände und 

https://mitgliedernetzregistrierung.verdi.de/?came_from=https%3A//mitgliedernetz.verdi.de/informativ/tarif/%2B%2Bco%2B%2Bb9b31e88-9338-11ec-69b8-001a4a160129/%40%40index.html
https://zusammen-geht-mehr.verdi.de/


 

Frauenräte, die sich überwiegend mit Frauen- und Gleichstellungsthemen befassen, diese Themen in 
anderen Gremien oder Tarifkommissionen fördern oder entsprechende Veranstaltungen organisieren. In 
Berlin ist die Fachbereichsübergreifende Frauenkonferenz für den 17. September vorgesehen, in Nordost-
brandenburg war sie schon, in Cottbus wird sie am 31. August, in Potsdam-Nordwestbrandenburg am 8. 
Oktober stattfinden. 

Die Berlinerinnen und die Brandenburgerinnen treffen sich zur Landesbezirksfrauenkonferenz Berlin-
Brandenburg am Samstag, den 19. November, in Berlin. Dort werden die Themen Geschlecht und 
Gesundheit sowie vermutlich auch Gewalt eine Rolle spielen und die Themen für die kommenden vier Jahre 
diskutiert. 

Wir suchen noch Frauen, die die Konferenz als Delegierte besuchen möchten. Sie werden auf den 
jeweiligen Frauenkonferenzen der Bezirke gewählt. Wer kandidieren möchte, melde sich bitte unter 
frauen.bb@verdi.de. Diese Meldung benötigen wir für Berlin bis Ende August, am 17. September wird 
gewählt.  

Der Frauenrat bietet einmal im Monat mit dem digitalen Frauen-Stammtisch einen lockeren Austausch über 
Themen, die uns als ver.di-Frauen besonders bewegen. Wie können wir uns gegenseitig unterstützen, was 
kommt in den Wahlen auf uns zu? Was macht eigentlich der ver.di-Frauenrat? 

Die nächsten Termine sind am 26.9., 18.10. und 23.11.. Um die Zugangsdaten zu erhalten, meldet Euch 
bitte hier an: frauen.bb@verdi.de. 

  

Jugend 

Mit dem Abschluss der JAV-Wahlen im Bereich der Personalvertretungsgesetze etablieren sich die neuen 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen in den Dienststellen. Das Wahlabschlussevent mit Spreefahrt war 
erfolgreich. Im Betriebsverfassungsgesetz starten die Vorbereitungen für die JAV-Wahlen. Im Bereich des 
Öffentlichen Dienstes befragt ver.di die Auszubildenden und Dual Studierenden nach ihren Forderungen in 
der Tarifrunde. Der neue Bezirksjugendvorstand veranstaltet nun am letzten Donnerstag im Monat ein 
monatliches Aktiventreffen, das für alle Interessierten unter 28 Jahren offen ist. Die 
Landesbezirksjugendkonferenz findet am 3.12. statt. 

 

Beamte 

Landesbezirkliche Beamtenkonferenz 

Am 15. August 2022 hat die sechste landesbezirkliche Beamtinnen- und Beamtenkonferenz stattgefunden. 
Erstmals mit dabei: Der neue ver.di-Beamtensekretär Sebastian Keil, der sich den Teilnehmenden vorstellte. 
In der vergangenen Wahlperiode hat es ja bereits im November 2021 einen Wechsel im Vorsitz gegeben, 
die langjährige Ausschuss-Vorsitzende Martina Kirstan musste aus beruflichen Gründen von ihrem Amt 
zurücktreten. Sie hat den Staffelstab an Daniela Ortmann übergeben, die zugleich Vorsitzende des Berliner 
Hauptpersonalrates ist.   

Die Konferenz diskutierte über aktuelle Fragen der Beamtinnen- und Beamtenpolitik, die 
Strukturänderungen innerhalb der Gewerkschaft und das Weltgeschehen. Der Vorstand formulierte aber 
auch klare Vorgaben, wie es mit der Beamtenpolitik im ver.di-Landesbezirk künftig weitergehen soll. 
Gewünscht sind vor allem mehr Aktivitäten in und für Brandenburg. Die Ankündigung von Sebastian Keil, 
dass es von der ver.di-Bundesebene bald ein Ansprachekonzept, Materialien für Anwärter/innen und die 
Mitgliederwerbung geben soll, fanden alle super. Die Konferenz hat zudem eine Reihe von Anträgen 
beschlossen; unter anderem, dass sich die Arbeitszeit der Bundesbeamtensolwie der Berliner und 
Brandenburger Beamtinnen und Beamten an den tariflich geregelten Arbeitszeiten orientieren soll. Nach 
wie vor arbeiten die Beamten länger als die Tarifbeschäftigten. Am 22. August konstituierte sich der neue 
landesbezirkliche Beamtinnen- und Beamtenausschuss. 

mailto:frauen.bb@verdi.de
mailto:frauen.bb@verdi.de


 

 

Seniorinnen und Senioren 

AG Rentner*innen mit geringem Einkommen 

Im nächsten Jahr 2023 werden die Schöffen neu gewählt. Jede*r  von 25-69 Jahren kann Schöffe werden 
und muss sich dafür in Berlin bei seinem Bezirksamt bewerben. 

Lange Zeit war die Gefahr durch Verfassungsfeinde in der Justiz ein wenig beachtetes Thema. Die 
Einschätzung: Alles nur exotische Einzelfälle, rechtspolitisch kein Handlungsbedarf, politisch außerdem ein 
undankbares Thema. Spätestens der Fall des rechtsextremistischen Richter-Rückkehrers Jens Maier hat 
eine breitere Diskussion ausgelöst. Wie auch immer die Rückkehr des ehemaligen AfD-Abgeordneten in die 
sächsische Justiz am Ende ausgehen wird, sein Fall hat den Justizpolitikerinnen und -politikern bundesweit 
klargemacht, wie ernst und unangenehm es werden kann. 

Neben den Berufsrichterinnen oder Berufsrichtern entscheiden in deutschen Gerichten rund 40.000 
ehrenamtliche Richter, sogenannte Schöffen, bei bestimmten Strafverfahren mit. Ihre Stimme zählt so viel 
wie die der Berufsrichter, sie könnten theoretisch sogar einen Einzelrichter überstimmen. Bei der letzten 
Bewerbungsrunde 2018 hatten unter anderem NPD, Pegida und die mittlerweile vom Verfassungsschutz 
beobachtete AfD ihre Anhänger aufgerufen, Schöffen-Posten zu besetzen. Dass Berichte über diese Aufrufe 
keine Panikmache sind, zeigt ein Fall aus Baden-Württemberg. Das dortige Landesarbeitsgericht hatte 2008 
einen Schöffen aus seinem Amt entfernt, der jahrelang Band-Mitglied einer Rechtsrockgruppe war. Der 
Stern und Legal Tribune Online berichteten, bei der AfD könnt Ihr hier nachlesen.  

 

Termine 

Lohnsteuer selbst erstellen: Info-Veranstaltung am 26.09.2022, 17:30 Uhr 

Wir möchten mit diesem Angebot die ver.di-Mitglieder erreichen, die ihre Lohnsteuererklärung selber 
machen möchten, aber dafür noch den ein oder anderen Tipp brauchen. Hier ist beschrieben, wie Ihr Euch 
bei ver.di für die Beratung anmeldet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir freuen uns sehr über Euer Feedback zum Newsletter. Bitte sendet uns Eure Rückmeldungen nicht an die Mailadresse des 
Newsletters, sondern nutzt dafür diese Bezirksadressen: bezirk.berlin@verdi.de oder bz.berlin@verdi.de. Den Newsletter abonniert 
Ihr per E-Mail. Die Datenschutzhinweise lest Ihr hier. 

V.i.S.d.P.: Frank Wolf, Landesbezirksleiter ver.di LBZ BB, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, Telefon: 030-88666. 

 

https://www.anwalt.org/schoeffe/#Wie_werde_ich_Schoeffe_bei_Gericht
https://www.stern.de/politik/deutschland/schoeffenwahl--wie-afd-und-npd-ihre-anhaenger-zu-richtern-machen-wollen-7878050.html
https://www.lto.de/recht/justiz/j/bmj-plan-schoeffen-ehrenamtliche-richter-extremisten-verfassungsfeinde-aufrufe-gerichte-richtergesetz-bverfg-hessen-justiz/
https://afd-lsa.de/aktuelles/2018/04/verantwortung-uebernehmen-ehrenamtlicher-richter-werden/
https://bb.verdi.de/service/lohnsteuerservice
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